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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Anton Friesen und der  
Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/3105 – 

Internationale Auslieferungsabkommen  

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Im Juni 2018 sorgte die Rückführung des gesuchten Tatverdächtigen Ali B. für 
Aufsehen. Der Iraker floh zusammen mit seiner Familie von Deutschland in den 
kurdisch verwalteten Nordirak. Nach Angaben der irakischen Kurden wurde 
Ali B. in die Bundesrepublik Deutschland abgeschoben. Die irakische Regierung 
kritisierte die Übergabe als Rechtsverstoß, da es kein Auslieferungsabkommen 
zwischen Deutschland und dem Irak gebe (www.n-tv.de/politik/Bundespolizei- 
bezieht-sich-auf-Praezedenzfall-article20483384.html; www.welt.de/politik/ 
deutschland/article177597312/Fall-Susanna-F-Strafverteidiger-sehen-Rueckfuehrung- 
von-Ali-B-als-problematisch.html).  

1. Mit welchen Staaten besteht seit wann ein mittel- oder unmittelbares Auslie-
ferungsabkommen mit der Bundesrepublik Deutschland (bitte nach Land 
und Zeitpunkt des Abschlusses des Abkommens aufschlüsseln)? 

Der Auslieferungsverkehr mit Mitgliedstaaten der Europäischen Union findet auf 
der Grundlage des im Gesetz für die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
(IRG) umgesetzten Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den 
Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten (2002/584/JI) statt.  

Darüber hinaus hat Deutschland die folgenden bilateralen Auslieferungsüberein-
kommen geschlossen:  

 Deutsch-britischer Auslieferungsvertrag vom 14. Mai 1872 in der Fassung der 
deutsch-britischen Vereinbarung vom 23. Februar 1960 über die Auslieferung 
flüchtiger Verbrecher (Fortgeltung gegenüber Anguilla, Bahamas, Bermuda, 
Britische Jungferninseln, Dominica, Falklandinseln Malwinen, Fidschi,  
Grenada, Jamaika, Kaimaninseln, Kenia, Lesotho, Malawi, Mauritius,  
Montserrat, Pitcairn, Sambia, Seychellen, Singapur, St. Helena, St. Kitts und 
Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Swasiland, Tonga, Trinidad 
und Tobago, Turks und Caicosinseln, Uganda) 
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 Deutsch-paraguayischer Auslieferungsvertrag vom 26. November 1909 

 Deutsch-ghanaische Vereinbarung vom 8./10. Juni 1966 über die Auslieferung 
flüchtiger Rechtsbrecher 

 Vertrag vom 19. Juli 1966 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsa-
chen 

 Deutsch-senegalesische Vereinbarung über die gegenseitige Rechtshilfe in 
Strafsachen (Notenwechsel vom 11. Juni 1968/27. März und 17. April 1969) 

 Vertrag vom 11. Juli 1977 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ka-
nada über die Auslieferung in der Fassung des Zusatzvertrages vom 13. Mai 
2002 

 Auslieferungsvertrag vom 20. Juni 1978 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten von Amerika in der Fassung der Zusatzver-
träge vom 21. Oktober 1986 und 18. April 2006 

 Vertrag vom 14. April 1987 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Australien über die Auslieferung 

 Vertrag vom 27. Juni 2001 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Indien über die Auslieferung 

 Abkommen vom 26. Mai 2006 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Sonderverwaltungsregion Hongkong über 
die Überstellung flüchtiger Straftäter 

 Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Kosovo vom 29. Juni 2015 über die justizielle Zusam-
menarbeit in Strafsachen. 

Des Weiteren hat Deutschland das Europäische Auslieferungsübereinkommen ra-
tifiziert, das dem IRG vorgehende Regelungen zur Auslieferung im Verhältnis zu 
den übrigen Staaten, die das Übereinkommen ratifiziert haben, enthält. Die Vertrags-
staatentabelle ist unter www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/ 
treaty/024/signatures?p_auth=Mx5xxSyJ ersichtlich. Ergänzend gelten 

 der Vertrag vom 13. November 1969 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Ergänzung des Eu-
ropäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 und die 
Erleichterung seiner Anwendung in der Fassung des Ergänzungsvertrages vom 
8. Juli 1999 und 

 die Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Königreichs Norwegen vom 27. August/22. Oktober 
1973 über die Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vom 13. Dezember 1957 und des Europäischen Übereinkommens vom 20. Ap-
ril 1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen und die Erleichterung ihrer An-
wendung. 

Mit allen übrigen Staaten der Welt ist ein vertragsloser Auslieferungsverkehr auf 
der Grundlage des IRG möglich.  

Soweit multilaterale Übereinkommen des Europarates oder der Vereinten Natio-
nen Regelungen zum Auslieferungsverkehr enthalten, verdrängen diese nicht das 
IRG. 

juris Lex QS
14052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/3434 

2. Mit welchen Staaten besteht kein mittel- oder unmittelbares Auslieferungs-
abkommen mit der Bundesrepublik Deutschland (bitte nach Land aufschlüs-
seln und begründen)? 

Siehe Antwort zu Frage 1. 

3. Mit welchen Staaten gibt es derzeit Verhandlungen über den Abschluss eines 
mittel- oder unmittelbares Auslieferungsabkommen mit der Bundesrepublik 
Deutschland (bitte nach Land aufschlüsseln)? 

Verhandlungen zu einem bilateralen Auslieferungsabkommen finden derzeit mit 
Brasilien statt. 

4. Wie viele Personen wurden seit dem Jahr 2000 an die Bundesrepublik 
Deutschland ausgeliefert (bitte nach den jeweiligen Auslieferungsstaaten 
und dem Grund für die Auslieferung aufschlüsseln)? 

Für die Jahre 2003 bis 2016 können die Auslieferungsstatistiken online unter 
www.bmjv.de/DE/Service/Statistiken/Statistiken_node.html eingesehen werden. 
Die Statistiken geben u. a. Aufschluss über die Zahl und den Inhalt der hier ein-
gegangenen und ausgegangenen Ersuchen um Auslieferung, über die Art ihrer 
Erledigung, über die den Ersuchen zugrunde liegenden Deliktsgruppen und über 
die beteiligten Staaten.  

Darüber hinaus sind die Auslieferungsstatistiken – auch der Jahre 2000 bis 2002 – 
im Bundesanzeiger veröffentlicht. Eine Statistik für das Jahr 2017 sowie für das 
laufende Jahr liegt noch nicht vor. 

5. Wie viele Personen wurden seit dem Jahr 2000 aus der Bundesrepublik 
Deutschland an welche Länder ausgeliefert (bitte nach Zielstaat und Grund 
für die Auslieferung aufschlüsseln)? 

Siehe Antwort zu Frage 4. Die Auslieferungsstatistiken umfassen sowohl Auslie-
ferungsersuchen aus der (Frage 4) als auch an die Bundesrepublik Deutschland 
(Frage 5).
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